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Aktuelle Stunde 
 
auf Antrag 
der Fraktion der SPD 
 
 
 
Hat Minister Krischer in der Fragestunde zur Rheinbrücke Leverkusen vom 18.03.2026 
die Unwahrheit gesagt? Die Landesregierung muss unverzüglich für Aufklärung 
gegenüber dem Parlament sorgen. 
 
 
Die heutige Fragestunde hat weder berechtigten Informationsinteressen genügt, noch hat 
Minister Krischer zur Aufklärung beigetragen. Stattdessen hat er behauptet, sein Ministerium 
habe alle Unterlagen dem Parlamentarischen Untersuchungsausschuss III geliefert. 
 
Wie sich jedoch aus Dokumenten des Untersuchungsausschusses ergibt, wurden der dem 
Verkehrsministerium nachgeordneten Behörde Straßen.NRW im Jahr 2020 Informationen zu 
dem Schiedsgutachten von Herrn Professor Mensinger und zu dem erstinstanzlichen 
Verfahren vor dem Landgericht Köln (37 OH 13/20) übermittelt. Diese sind bis heute nur 
Gegenstand der Unterlagen des Untersuchungsausschusses, weil diese von Dritten, aber 
nicht von Herrn Minister Krischer übersandt wurden. 
 
Auch im Jahr 2021 wurden den oben genannten Behörden verschiedene Schriftstücke im 
Zusammenhang mit dem Schiedsgutachten übersendet.  
 
Die Behauptung, alle Unterlagen dem Untersuchungsausschuss übergeben zu haben, ist 
damit nachweislich falsch. Dies allein ist ein Grund für die Beantragung einer Aktuellen Stunde 
nach § 95 Absatz 1 Satz 3 der Geschäftsordnung des Landtages Nordrhein-Westfalen. 
 
Darüber hinaus weigerte sich Herr Minister Krischer zahlreiche der ihm gestellten Fragen zu 
beantworten. Er begründete dies damit, dass Sachverhalte betroffen seien, die vor der Zeit 
seiner Amtsübernahme geschehen sind. Damit sind nun die ehemaligen Verkehrsminister, 
Herr Ministerpräsident Wüst und Frau Ministerin Brandes verpflichtet, im Rahmen der 
Aktuellen Stunde dem Parlament Rede und Antwort zu stehen. 
 
Diese Fragen sind nicht allein Gegenstand parlamentarischer Kontrolle. Sie betreffen das 
Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in den Rechtsstaat und den verantwortungsvollen 
Umgang mit Steuergeldern, denn der Öffentlichkeit und damit dem Steuerzahler droht ein 
Schaden in hoher dreistelliger Millionenhöhe. Die Verantwortung für den drohenden Schaden 
trägt das Land NRW. 
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Damit ist das für die Öffentlichkeit allgemeine aktuelle Interesse nach § 95 Absatz 1 Satz 3 der 
Geschäftsordnung des Landtages Nordrhein-Westfalen auf Durchführung einer Aktuellen 
Stunde zur Antwort der Landesregierung auf eine mündliche Fragestunde gegeben. 
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